
schwerwiegenden Entscheidungen, ob ein Straf­
verfahren durchgeführt wird, welche Strafe ver­
hängt werden muß und wie die erzieherische Kraft 
des Kollektivs für die Wiedereingliederung des 
Täters in die Gesellschaft eingesetzt werden kann, 
muß das neue Verhältnis zwischen dem sozialisti­
schen Staat und den Menschen zum Ausdruck 
kommen. Richter und Staatsanwälte werden das 
um so besser erreichen, je unmittelbarer sie mit­
erleben, wie die Kraft und die Bewußtheit des 
Volkes ständig wächst. Das gilt besonders für die 
Übergangsperiode mit ihrem raschen Tempo des 
Wachstums aller gesellschaftlichen Kräfte.

III
Die Bekämpfung der Kriminalität ist ein Haupt­
anliegen der sozialistischen Gesellschaft.. Zahlen­
mäßig ist die Kriminalität im Jahre 1960 gegen­
über 1959 weiter um rund 12 Prozent zurück­
gegangen.
Der Kampf gegen die Kriminalität kann nicht 
allein nur Aufgabe der Strafverfolgungsorgane 
sein, sondern dieser Kampf ist in. enger Zusam­
menarbeit mit allen staatlichen Organen und 
gesellschaftlichen Organisationen zu führen.
Das Steigen des sozialistischen Bewußtseins in 
der ganzen Bevölkerung und das Sinken der Kri­
minalität stehen in unmittelbarer Beziehung. 
Entscheidend wird der Erfolg der Bekämpfung 
und weiteren Zurückdrängung der Kriminalität 
davon abhängen, inwieweit wir es verstehen, die 
Massen zur Klassenwachsamkeit aufzurufen und 
in die vorbeugende Tätigkeit zur Verhinderung 
von Verbrechen und zur Einhaltung der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit einzubeziehen.
Dazu gehört, daß die Volksvertretungen mit ihren 
Organen ständig über den Stand der Kriminalität 
im allgemeinen orientiert und über wichtige ein­
zelne Verfahren informiert werden, damit sie auf 
die Beseitigung der Ursachen der Kriminalität 
einwirken können. Auf der anderen Seite müssen 
aber auch die Volksvertretungen den Strafverfol­
gungsorganen durch Hinweise und Berichte helfen, 
den richtigen Ansatzpunkt zur Beseitigung von 
Hemmnissen mit den Mitteln des Strafrechts zu 
finden — Methoden der Zusammenarbeit, zu deren 
Entwicklung die Wahl der Richter erfolgreich bei­
getragen hat. ^
Hiermit wird bereits die entscheidende Grundlage 
dafür gegeben, daß die Gerechtigkeit nicht eine 
„papierne Formel“ bleibt2, sondern auch den 
Bereich der Straforgane, der Justiz — mit dem das 
allgemeine Bewußtsein den Begriff der Gerechtig­
keit am unmittelbarsten verbindet — durchdringt. 
Das Zusammenwirken mit den Volksvertretungen 
darf nach der Richterwahl nicht stagnieren, son­
dern muß durch Anleitung von beiden Seiten — 
die des Ministeriums der Justiz und die des Stän­
digen Ausschusses der Volkskammer für die ört­
lichen Volksvertretungen — weiter gefestigt 
werden.
Diese Grundlage gerechten Handelns der Straf­
organe wird vervollständigt durch die Mitwirkung 
der Schöffen am Gerichtsverfahren.
In der Vorbereitung und Durchführung der Haupt­
verhandlung sind die Schöffen zu einer wichtigen

Kraft des sozialistischen Gerichts geworden. Ob­
gleich wegen der Bedeutung der Eröffnung eines 
Hauptverfahrens durch eine Änderung der Straf­
prozeßordnung im Jahre 1958 ausdrücklich festge­
legt wurde, daß die Schöffen auch an diesem 
Beschluß mitzuwirken haben, ist hier die Tätigkeit 
noch nicht zur vollen Auswirkung gekommen, son­
dern manche Richter verfahren hier schematisch 
und routinehaft. Gerade bei dieser grundlegenden 
Entscheidung über die Durchführung eines 
gerichtlichen Verfahrens ist es besonders wichtig, 
daß die Erfahrungen der Schöffen aus der Produk­
tion und ihrer unmittelbaren Verbindung mit den 
Werktätigen zur Geltung kommen.
Es muß nicht nur dieses Zurückbleiben überwun­
den werden, sondern das Ministerium der Justiz 
muß die Grundlage der Arbeit der Schöffen den 
gegenwärtigen Aufgaben entsprechend ausarbeiten 
und in Schöffenkonferenzen in den Bezirken, die 
in den nächsten Monaten durchgeführt werden 
sollen, allen Schöffen nahebringen.
Die Grundsätze der Programmatischen Erklärung 
über die Gerechtigkeit enthalten unmittelbare 
Anleitung für die Anwendung des sozialistischen 
Strafrechts. Die übergroße Mehrheit der Bürger, 
die sich heute noch vor einem sozialistischen 
Gericht zu verantworten haben, sind keine Feinde, 
die das Leben unseres Volkes, den Bestand unserer 
Nation bedrohen, sondern solche Menschen, die 
noch nicht im vollen Umfange ihre Verantwortung 
gegenüber der Gesellschaft erkannt haben. Deshalb 
sind ihnen gegenüber die bedingte Verurteilung 
und der öffentliche Tadel als Strafen ohne Frei­
heitsentzug ohne Engherzigkeit in Übereinstim­
mung mit der Gesetzmäßigkeit der Gesellschafts­
entwicklung anzuwenden.
Die richtige Anwendung dieser Strafarten ist, wie 
bereits eingangs dargelegt wurde, eines der Haupt­
probleme, das die Gerichte heute noch nicht richtig 
lösen. Deshalb haben der Generalstaatsanwalt und 
das Ministerium der Justiz bereits einen Antrag 
auf Erlaß einer Richtlinie des Obersten Gerichts 
über die richtige Anwendung von Strafen ohne 
Freiheitsentziehung und kurzfristigen Freiheits­
strafen vorbereitet. Mit einer solchen Richtlinie 
gibt das Oberste Gericht entsprechend dem 
Gerichtsverfassungsgesetz den Gerichten eine ver­
bindliche Anleitung für eine richtige (d. h. ge­
rechte) und einheitliche (d. h. der Gesetzlichkeit 
entsprechende) Anwendung des Gesetzes.
Neben den Strafverfolgungsorganen, die sich nur 
mit solchen Straftaten befassen, die eine gericht­
liche Strafe erforderlich machen, ist den Konflikt­
kommissionen durch eine vom Ministerrat bestä­
tigte, zwischen dem Bundesvorstand des FDGB 
und dem Komitee für Arbeit und Löhne verein­
barte Richtlinie die Aufgabe übertragen, Straf­
taten geringer Gesellschaftsgefährlichkeit in eige­
ner Verantwortung zu behandeln. Es zeigen sich 
bereits Anhaltspunkte dafür, daß auch andere 
sozialistische Kollektive, vor allem die LPGs, sich 
so festigen, daß auch sie die gesellschaftliche Kraft 
haben, eine solche Erziehungsaufgabe zu erfüllen. 
Es muß sehr genau beobachtet werden, wie sich 
das Bewußtsein der Bevölkerung weiterentwickelt, 
um, ohne eine Stufe der Entwicklung zu über-
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